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1. Geldumlauf*)

Jahr
März Juni September | Dezember

insgesamt je Einwohner
Mill. MDN MDN

1953 .............................................. 4 209 4 354 4 562 4 161 241
1960 ............................................. 4 729 4 898 5 081 4 543 264
1961 ............................................. 5 296 5 236 4 741 4 225 248
1962 ............................................. 4 714 4 767 4 867 4 413 258
1963 ............................................. 4 975 5 016 5 071 4 514 263
1964 .............................................. 5 064 5 168 4 981 4 503 265
1965 .............................................. 5 099 5 285 5 563 5 162 303

*) Im Umlauf bei der Bevölkerung, den Betrieben und Organisationen befindliches Bargeld. — Monatsende.

2. Spareinlagenbestand

Jahres­
ende

Bei
Sparkassen 
und übrigen 

Kredit­
instituten

Bei Post- 
und 

Reichs­
bahn­

sparkassen

Insgesamt
„

Einwohner

Mill. MDN MDN

1959 .......... 13 391 619 14 010 810
1960 ........... 16 281 772 17 053 992
1961........... 18 755 900 19 654 1 151
1962 ........... 20 068 932 21 000 1 226
1963 .......... 22 045 1 015 23 060 1 342
1964 ........... 25 415 1 182 26 596 1 563

3. Wechselkurs für eineDM-West inMDN*)

Jahr
Durchschnitt

Juni Dezember

1959 ......................... 3,66 4,05
1960 ......................... 4,64 4,61
1961......................... 4,48 3,98
1962 ......................... 3,22 3,88
1963 ......................... 3,05 3,03
1964 ......................... 2,58 3,22
1965 ......................... 3,24 3,55

*) Vom Senator für Finanzen in Berlin mitgeteilter Durchschnitts­
kurs.

N. öffentliche Finanzen und Sozialleistungen
Vorbemerkung

Staatshaushalt: Im »Staatshaushalt« sind die Haushalte sämtlicher Finanzträger von der Zone über die Bezirke 
und Kreise bis zu den Gemeinden, ferner der Haushalt der Sozialversicherung der Arbeiter und Angestellten 
und seit 1953 audi der Haushalt des Sowjetsektors von Berlin zusammengefaßt. Die wichtigsten Einnahmequel­
len des Staatshaushaltes sind neben den Verbrauchsabgaben die bei der »volkseigenen Wirtschaft« erhobene 
Produktions- und Dienstleistungsabgabe sowie die Handelsabgabe und die (Netto-)Gewinnabführung. In der 
Haushaltsabrechnung wurden 1961 einige Umstellungen vorgenommen: so ist z. B. nunmehr die Sozialversiche­
rung der Deutschen Versicherungsanstalt mit voller Nomenklatur enthalten. Die Angaben für die Jahre 1959 und 
1960 in Tabelle 1 sind — 1t. Statistischem Jahrbuch der SBZ — vergleichbar gemacht.
Wegen der Industriepreisreform, der Umbewertung der Grundmittel sowie der Einführung der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung in den WB sind die Angaben für das Jahr 1964 mit denen der Vorjahre nur bedingt ver­
gleichbar.

Produktions- und Dienstleistungsabgabe (PDA): Durch Verordnung vom 6. 1. 1955 in der volkseigenen Wirt­
schaft eingeführt. Mit ihrer Einführung entfällt die Erhebung der Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer, Umsatz­
steuer und Beförderungsteuer und der Verbrauchsabgaben.
Produktionsabgabe: Bedeutendste Haushaltseinnahme und eine an das Produkt gebundene Abgabe. Zahlungs­
pflichtige der Produktionsabgabe sind die Betriebe der volkseigenen Industrie. Die Zahlungspflicht entsteht im 
Zeitpunkt des Umsatzes. Die Produktionsabgabe als Bestandteil des Industrieabgabepreises wird für ein Produkt 
grundsätzlich nur einmal erhoben. Die Hauptlast liegt auf Konsumgütern. Die Sätze der Produktionsabgabe kön­
nen differenziert werden nach einzelnen Erzeugnissen oder Erzeugnisgruppen, nach der Zweckbestimmung der 
Erzeugnisse, nach betrieblichen Merkmalen.
Dienstleistungsabgabe: Zur Zahlung sind die volkseigenen Dienstleistungsbetriebe und die Betriebe der volks­
eigenen Industrie, soweit sie Dienstleistungen ausführen, verpflichtet.
Handelsabgabe (HA): Durch Verordnung vom 24. 1. 1957 im Bereich des volkseigenen Handels eingeführt. Kör­
perschaftsteuer, Umsatzsteuer, Gewerbesteuer und Beförderungsteuer fallen damit ebenfalls weg: Verbrauchs­
abgaben werden dagegen von den zur Zahlung verpflichteten Betrieben weiter erhoben. Die Handelsabgabe 
unterscheidet sich von der Produktionsabgabe vor allem dadurch, daß sie auf den gesamten Umsatz der Handels­
betriebe erhoben wird und nicht an den Absatz eines einzelnen Produkts gebunden ist. Die Zahlungspflicht ent­
steht im Zeitpunkt des Umsatzes.

Verbrauchsabgaben: Durch Verordnung vom 14. 10. 1955 neu geregelt. Verbrauchsabgaben sind danach die bis 
dahin als Verbrauchsabgaben, Textilwarenabgaben, Tabakwarenabgaben sowie Akzise bezeichneten Abgaben. 
Sie sind untrennbare Bestandteile der Preise und werden grundsätzlich für jedes verbrauchsabgabepflichtige 
Erzeugnis nur einmal erhoben. Abgabeschuldner sind die Betriebe, die verbrauchsabgabenpflichtige Güter her- 
stellen, bei Lohnaufträgen die Auftraggeber. Verbrauchsabgaben werden von Erzeugnissen erhoben, die in der 
SBZ hergestellt, gewonnen oder gehandelt werden und in deren Preisen nach dem geltenden Recht Verbrauchs­
abgaben enthalten sind; darunter von Bier, Tabak, Kaffee, Branntwein, Wein und Schaumwein, Leuchtmitteln, 
Zündwaren.

Sozialversicherungs- und Versorgungswesen: In der SBZ wurde die gesamte Sozialversicherung 1945/46 zu einer 
— grundsätzlich noch heute geltenden — zentral gelenkten Einheitsversicherung zusammengefaßt. Die Einheits­
versicherung unterscheidet sich von der in der Bundesrepublik Deutschland geltenden Form vor allem dadurch, 
daß sie alle Versicherungszweige (Kranken-, Unfall-, Renten- sowie Arbeitslosenversicherung) grundsätzlich in 
einem Versicherungsträger vereint und einen einheitlichen, nach Risiken nicht aufspaltbaren Sozialversiche­
rungsbeitrag erhebt. 1956 wurde die allgemeine Sozialversicherung zur Sozialversicherung der Arbeiter und An­
gestellten, nachdem die Selbständigen — mit Ausnahme der freiberuflich tätigen Ärzte, Zahnärzte und Tier­
ärzte — ausgegliedert worden waren. Träger der Sozialversicherung der Arbeiter und Angestellten ist der Freie


